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UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
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MOTION

DATUM: 12.03.2020
KARIN FRICK
MOTION

DATUM: 12.12.2017
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 07.03.2018
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Mit 100 zu 90 Stimmen bei einer Enthaltung nahm der Nationalrat in der
Frihjahrssession 2020 eine Motion Quadranti (bdp, ZH) an, mit der die BDP-
Nationalratin den Bundesrat aufforderte, die Vorlage zur Schaffung der nationalen
Menschenrechtsinstitution (NMRI) rasch dem Parlament zu unterbreiten sowie eine
Ubergangslosung unter Beibehaltung des Status quo mit dem Schweizerischen
Kompetenzzentrum fir Menschenrechte (SKMR) sicherzustellen, bis die neue Institution
ihre Arbeit aufnehmen wird. Zu diesem Zeitpunkt hatte der Bundesrat die
entsprechende Botschaft bereits zuhanden des Parlaments verabschiedet, weshalb die
Annahme der Motion nunmehr symbolischen Charakter hatte. Quadranti hatte den
Vorstoss nach langerem Stillstand des Projekts bereits im Sommer 2019 eingereicht,
worauf er aber von SVP-Nationalrat Gregor Rutz (svp, ZH) bekdmpft und die Diskussion
vorerst verschoben worden war. Nach dem Ausscheiden Quadrantis aus dem Rat am
Ende der Legislaturperiode war die Motion von ihrem Parteikollegen Martin Landolt
(bdp, GL) Ubernommen und im Frihjahr 2020 erneut dem Nationalrat vorgelegt
worden. Bekdmpfer Gregor Rutz dusserte Zweifel am Nutzen einer solchen Institution
flr die Schweiz, die seiner Ansicht nach «dasjenige Land auf diesem Planeten [seil, das
die Menschenrechte am besten schiitzlel», weil ndmlich das Stimmvolk Uber deren
Einhaltung wache. Anstatt einer neuen Institution schlug er vor, die Stimmbevélkerung
als Menschenrechtsinstitution akkreditieren zu lassen, was vom zustéandigen Bundesrat
lgnazio Cassis als «interessantelr] Ansatz» zur Kenntnis genommen wurde. Es gebe
durchaus «Raum flr gute Impulse» und er freue sich auf die materielle Beratung des
Geschéfts zur Schaffung der NMRI, schloss der Aussenminister. '

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Im Rahmen der Bundesratswahl von Ignazio Cassis wurde die mehrfache
Staatszugehorigkeit zum Thema. Cassis, der sowohl Blrger der Schweiz als auch von
Italien ist bzw. war, gab im Vorfeld seiner Wahl seinen italienischen Pass ab. Die
Diskussion um diesen Schritt nahm Lorenzo Quadri (lega, Tl) zum Anlass, mit einer
Motion die Doppelbiirgerschaft fiir Bundesratinnen und Bundesrdate sowie fir
Bundesangestellte mit Beziehungen zum Ausland zu verbieten. Seit 1992 ist es in die
Schweiz eingeblrgerten Personen erlaubt, die Burgerschaft ihres Herkunftslandes zu
behalten. Quadri machte die Gefahr fehlender Loyalitat von politisch fur die Schweiz
tatigen Doppelburgerinnen und Doppelbirgern flr seinen Vorstoss geltend.

Loyalitat sei eine Frage der inneren Haltung und nicht von Gesetzen, gab Bundeskanzler
Thurnherr in der Ratsdebatte zu bedenken. Das Argument Quadris, dass etwa in
Australien - wie die Schweiz ein Einwanderungsland - ein solches Verbot bestehe,
konterte Thurnherr mit der Bemerkung, dass es in Australien ein Gesetz gebe, dass
Barbesitzer verpflichte, auch Pferde zu bedienen. Nur weil es dieses Gesetz in
Australien gebe, musse es ja nicht in der Schweiz eingefihrt werden. Der Vorstoss
Quadris wurde schliesslich von lediglich 40 Mitgliedern der SVP-Fraktion unterstitzt
und mit 129 Gegenstimmen bei 2 Enthaltungen versenkt. ?

Mittels einer Motion wollte Lukas Reimann (svp, SG) ein o6ffentliches Hearing vor
Bundesratswahlen einfliihren. ,Ich bin doch nicht dumm?”, zitierte der St. Galler SVP-
Nationalrat Ignazio Cassis, der dies vor seiner Wahl zum Bundesrat am Ende des
Hearings bei der SVP-Fraktion auf die Frage geantwortet habe, ob er bei der Anhérung
in der SP-Fraktion die gleichen Antworten geben werde. Es sei ein Problem, so Reimann
in der Begriindung fur seinen Vorstoss, dass Kandidierende den Fraktionen nach dem
Mund redeten und sich diese kein ehrliches Bild machen kénnten. Dies ware nicht der
Fall, wenn Bundesratskandidierende in einem &ffentlichen und Uberparteilichen
Hearing Rede und Antwort stehen mussten.

Wahrend der Debatte zur Motion zu Beginn der Frihjahrssession 2018 verstieg sich der
Motionar zur nachher von einigen Ratskollegen beanstandeten Bemerkung, dass

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



MOTION
DATUM: 11.06.2019
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 12.03.2020
MARC BUHLMANN

Bundesrat Cassis wahrend des SVP-Hearings gar das Ende der Personenfreiziigigkeit
versprochen habe. Ein o6ffentliches Hearing wirde die Kandidierenden an ihre
Versprechen binden. Das Buro - vertreten durch seine Sprecherin Edith Graf-Litscher
(sp, TG) - machte geltend, dass der Vorstoss sowohl aus praktischen wie auch aus
inhaltlichen Grunden abzulehnen sei. Ein 6ffentliches Hearing sei nicht effizient, weil
die einzelnen Fraktionen wohl trotzdem noch eigene Anhdrungen durchfiihren wirden.
Zudem waére bei einer Doppel- oder Dreifachvakanz ein eigentlicher Marathon zu
leisten, wenn von jeder Fraktion drei Kandidierende vorgeschlagen wirden und jede
Partei spezifische Fragen stellen wurde. Schliesslich stehe es heute schon jeder
Fraktion offen, die eigenen Hearings o6ffentlich durchzufihren und so Transparenz zu
schaffen. Mit 148 Stimmen pflichtete der Nationalrat der Position, dass von der
Anderung kein Mehrwert zu erwarten sei, bei. Unterstiitzung erhielt die Idee lediglich
von 26 SVP-Mitgliedern sowie zwei SP-Raten. *

Lediglich der Walliser CVP Neo-Nationalrat Philipp-Matthias Bregy und alle anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion unterstltzten die Motion Ruppen (svp, VS), die verlangte,
dass Personen, die bei Bundesratswahlen bisher unter dem Begriff «Diverse>»
aufgeflhrt werden, zuklnftig namentlich erwdahnt werden sollten. Ruppen wollte mit
seinem Vorstoss das Buro-NR zu einem Gesetzesvorschlag verpflichten, der bestimmt,
dass bei Wahlen in den Bundesrat in allen Wahlgangen die Resultate aller Personen
verlesen werden mussen, die Stimmen erhalten haben. Die géngige Regel ist, dass im
ersten und im zweiten Wahlgang Personen mit weniger als 10 Stimmen unter Diverse
aufgeflihrt werden.

Diese Praxis habe sich bewahrt, flhrte Edith Graf-Litscher (sp, TG) flrr das Buro aus. Es
wirde zu falschen Anreizen flhren und sei einer Bundesratswahl nicht wirdig, wenn
alle Personen, die auch nur eine Stimme erhalten hatten, genannt werden mussten. Man
musse zudem bedenken, dass die Regelung auch fur alle anderen Wahlen (z.B.
Richterwahlen) angewendet werden musste. Ruppen hingegen flihrte das Beispiel der
Wahl von Karin Keller-Sutter in die Exekutive ins Feld. Damals hatten Verschiedene 27
Stimmen erhalten. Man wisse nun nicht - lediglich die Stimmenzéahlerinnen und
Stimmenzahler, die zu Stillschweigen verpflichtet seien - ob das 27 Einzelpersonen
gewesen seien oder aber drei Personen mit je 9 Stimmen. Dies sei stossend, weil
Resultate von wichtigen Wahlen transparent sein mussten. Die total 63 befurwortenden
Stimmen kamen aber gegen die 113 ablehnenden Stimmen (1 Enthaltung) nicht an. *

Regierungspolitik

Unter Soft Law werden unverbindliche Ubereinkiinfte oder Absichtserklarungen
verstanden, die rechtlich zwar nicht bindend sind, aber dennoch Wirkung entfalten
kénnen. Soft Law binde die Schweiz «politisch und faktisch», weil ein Nichteinhalten
gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstossen kénne und die Schweiz auf
schwarze Listen bringe, begriindete Marco Romano (cvp, Tl) seine Motion, die verlangte,
dass der Bundesrat Soft Law nur in Absprache mit dem Parlament erarbeiten soll.
Romano fuhrte als Beispiel den UNO-Migrationspakt an, den ein Schweizer Vertreter
aktiv vorangetrieben und bei dem der Bundesrat friih seine Zustimmung erklart habe -
ohne vorgangig das Parlament zu konsultieren. Weil es mit einer solchen Ankindigung
flr das Parlament schwierig sei, den Pakt abzulehnen, ohne einen Reputationsschaden
fur die Schweiz in Kauf nehmen zu mussen, sei es vor vollendete Tatsachen gestellt
worden.  Zwar gebe es einen Passus in  der  Regierungs-  und
Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV), der in solchen Féllen eigentlich eine
vorgangige Konsultation des Parlaments vorsehe, dieser reiche aber augenscheinlich
nicht aus, weshalb eine Konsultationspflicht im Parlamentsgesetz vorgesehen werden
musse - so Romano.

Der Bundesrat - in der Nationalratsdebatte vertreten durch Aussenminister Cassis -
beantragte die Ablehnung der Motion, da er im Zuge des Berichts zum Postulat 18.4104
weitere Abklarungen vornehmen wolle. Die grosse Kammer nahm in der
Frihjahrssession 2020 allerdings die Motion knapp an und wies sie an den Standerat
weiter. Die 96 Stimmen der geschlossenen SVP- und Mitte-Fraktionen, unterstutzt von
einer Mehrheit der Fraktion der Grlinen reichten hierfir, da ihnen lediglich 91 Nein-
Stimmen entgegenstanden (5 Enthaltungen). °
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Bundesverwaltung - Organisation

Die Realisierung des E-Government kommt nach Ansicht der Nationalrats zu zdgerlich
voran (im Vergleich zu den européischen Landern hat die Schweiz einen enormen
Rickstand aufzuholen). Er Gberwies deshalb eine Motion Vollmer (sp, BE), welche von
der Regierung so rasch als modglich einen Bericht Uber die Umsetzungsstrategie
verlangt. Die Stdndekammer verweigerte dem Vorstoss aber die Unterstitzung; sie war
der Auffassung, es brauche jetzt eine Umsetzung der bereits vorhandenen Strategien
und nicht zusatzliche Berichte. (Siehe zu diesem Thema auch die Interpellation Graf (sp,
TG) (05.3570). Der Bund unterbreitete den Kantonen eine Vereinbarung flr die
Zusammenarbeit im Projekt des Internet-Portals www.ch.ch. Die Unterzeichner
verpflichten sich dabei, dieses Portal als priméaren Internet-Zugang der Bevdlkerung zu
den Behdrden zu férdern und die dabei entstehenden Harmonisierungsanforderungen
zu berlcksichtigen. Damit die Vereinbarung in Kraft treten kann, muss sie von
mindestens 18 Kantonen mit dem Bund abgeschlossen werden. Der Kanton Zurich,
welcher sich zeitweilig aus der Projektentwicklung verabschiedet hatte, nahm seine
Mitarbeit wieder auf. Die von einem Privaten erworbenen Domain-Namen schweiz.ch,
suisse.ch sowie svizzera.ch werden gegen Entschédigung an den Bund abgetreten. ©

Die im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motion Graf-Litscher (sp, TG) (11.3359),
die eine nichtdiskriminierende E-Government-L6sung fur Landwirte forderte, wurde
vom Standerat im Berichtjahr abgelehnt. Graf-Litscher wollte eine Open-Source-
Plattform einflhren, um Ungleichbehandlung aufgrund von Browserinkompatibilitaten
zu verhindern: Je nachdem, welcher Internetbrowser verwendet wird, funktioniert die
verwendete Software ev. nicht. Das bundesratliche Argument, dass dies
unverhaltnismassig teuer sei, verfing im Berichtjahr in der kleinen Kammer. Die Motion
Weibel (glp, ZH) (11.3379), welche auf eine Nutzung und Férderung von Open-Source-
Software in der Bundesverwaltung zielte, wurde abgeschrieben und eine weitere Motion
Graf-Litscher (11.4122), die unter Einsatz von Open-Source-Software die Einfihrung
eines Geschaftsprozessmanagements gefordert hatte, wurde zurlckgezogen. Eine
Motion Glattli (gp, ZH) (13.3628), welche eine digitale Nachhaltigkeit bei der Einflhrung
von Software-Losungen flr die Geschéaftsverwaltung fordert, d.h. vollstandigen Zugang
der Bundesverwaltung zum Quellcode einer Software sowie den Besitz der
Urheberrechte Uber dieselbe, wurde im Berichtjahr im Plenum noch nicht behandelt. ’

Gleich vier aktuelle Geschafte kreisten um die Frage von Open Government Data, also
der Freigabe von Datenbestanden des Bundes fiir die interessierte Offentlichkeit. Eine
Motion Graf-Litscher (sp, TG) forderte ein Verzeichnis aller Datenbestédnde des Bundes,
ein Portal, mit dem der Zugang zu diesen Daten sichergestellt wird, sowie begleitende
Massnahmen zur Foérderung der Nutzung dieser Daten durch die Offentlichkeit. Der
Nationalrat nahm die gesamte Motion mit 97 zu 77 Stimmen an, obwohl der Bundesrat
sich gegen die Punkte 1 und 3 ausgesprochen hatte. Opposition kam vor allem aus dem
SVP- und CVP-Lager. Der Vorstoss wurde im Berichtjahr in der kleinen Kammer noch
nicht behandelt. Mitte 2013 doppelte Graf-Litscher mit einem noch nicht behandelten
Postulat nach, dass die Prifung der Freigabe von Daten zu Finanzzahlen verlangt. Ein
Postulat Riklin (cvp, ZH), das einen eigentlichen Masterplan fordert, mit dem Analysen
der Bestande, des Nutzenpotenzials und der Kosten durchgefihrt sowie der notigen
rechtlichen und technischen Massnahmen fur die Freigabe von Bundesdaten
vorgenommen werden sollen, wurde vom Nationalrat mit 120 zu 59 Stimmen
Uberwiesen. Auch hier verwies der Bundesrat vergeblich auf das bereits 2011
Uberwiesene Postulat Wasserfallen (fdp, BE) (11.3884), auf dessen Grundlage die
Regierung aktuell bereits einen Bericht verfasse, der demnachst vorliege und in dem
der Handlungsbedarf aufgezeigt werde. Bereits im Vorjahr Gberwiesen worden war eine
Motion der Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
(UREK-NR), welche die Veroéffentlichung von Meteodaten nach dem Prinzip von Open
Government Data fordert (Mo. 12.3335). In der Folge schaltete der Bund Mitte
September dann eine erste Open-Data-Plattform (Opendata.admin.ch) auf. Bisher
dezentral abgelegte, offentliche Daten werden damit Uber eine einzige Plattform
zuganglich und leichter auffindbar gemacht. Die Plattform wird zusammen mit dem
Bundesamt fur Statistik, Swisstopo, Meteo Schweiz und der Nationalbibliothek gefthrt.
Experten schatzten das wirtschaftliche Potenzial von Open-Data auf bis zu CHF 1,2 Mia.
Der erwahnte Bericht des Bundesrates erschien ebenfalls Mitte September. Als Folge
des Berichts wurde das Informatiksteuerungsorgan des Bundes beauftragt, zusammen
mit dem Bundesarchiv und der Bundeskanzlei einen Entwurf fir eine Open Government
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MOTION
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MARC BUHLMANN

Data Strategie zu entwerfen und die Umsetzung auf 2014 zu planen. ®

Die 2013 vom Nationalrat angenommene Motion Graf-Litscher (sp, TG), mit der ein
Verzeichnis aller Datenbestdnde des Bundes, ein Portal zu diesen Daten und
Férderungsmassnahmen zur Nutzung dieser Daten gefordert worden wére, wurde in der
Sommersession 2014 vom Sténderat wie auch von seiner vorberatenden Kommission
abgelehnt. Die SPK-SR machte geltend, dass sie die Motion nicht etwa deshalb ablehne,
weil sie deren Ziele nicht unterstitze, sondern weil sie wahrend der mittlerweile
vergangenen Zeit - die Motion war bereits 2011 eingereicht worden - mehrheitlich
erflllt worden war. Bereits seit September 2013 war ein Pilotportal aufgeschaltet
worden. Zudem hatte der Bundesrat im Frihjahr eine Strategie fir eine Umsetzung von
Open Government Data verabschiedet. Die Mehrheit der Standeratinnen und
Standerate folgte ihrer Kommission und verwarf die Motion mit 25 zu 11 Stimmen bei 2
Enthaltungen. ?

Eine von Edith Graf-Litscher (sp, TG) eingereichte Motion fordert den Bundesrat auf,
eine Gesetzesgrundlage zu schaffen, damit alle Beschaffungen gemass Bundesgesetz
Uber das offentliche Beschaffungswesen (B6B), die mehr als CHF 50 000
Vertragsvolumen aufweisen, veroffentlicht werden. Die Sozialdemokratin erhoffte sich
dabei mehr Transparenz und eine Verhinderung der weit verbreiteten, aber
unrechtmaéassigen Aufteilung in kleine Auftréage, damit die WTO-Grenze von 230'000
Franken unterschritten werden und ein Auftrag dennoch ohne &ffentliche
Ausschreibung an die gleiche Firma vergeben werden kann. Der Bundesrat sprach sich
fur eine Annahme des Begehrens aus, das er im Rahmen der geplanten Revision des
B6B aufnehmen wolle. Die Motion passierte beide Kammern in der Folge ohne
Diskussion. ™

Parlamentsmandat

Wie schon die Motion Reimann (svp, SG) in der Frihlingsession 2018 fand auch das
ghnliche Anliegen von Irene Kélin (gp, AG), den Parlamentarierinnen und
Parlamentariern sei nicht mehr wie bisher ein Generalabonnement (GA) erster,
sondern neu zweiter Klasse zu bezahlen, im Rat keine nennenswerte Unterstitzung.

Ein GA erster Klasse sei ein unnotiger Luxus, begrindete die Neo-Parlamentarierin in
der Ratsdebatte. Sie kdnne zudem der Begrindung fur die ablehnende Haltung des
Blros nichts abgewinnen. Freilich sei es so, dass Ratsmitglieder wéhrend ihrer Zugfahrt
arbeiteten und es sei auch so, dass der Larmpegel und die dichtere Belegung dies in
der zweiten Klasse schwieriger machten. Es gebe aber zahlreiche Pendlerinnen und
Pendler, fur die dies ebenfalls der Fall sei und die sich ein GA erster Klasse nicht leisten
kénnten. Edith Graf-Litscher (sp, TG) fuhrte flir das Blro aus, dass auch zu
berticksichtigen sei, dass die Reise von Bern fir viele Ratsmitglieder lange dauere und
man jene mit langer Strecke eher benachteiligen wirde. Nur weil einzelne Abgeordnete
eine kurzere und ruhigere Reisestrecke héatten oder den Zug nicht als Arbeitsort
nutzten, sollten andere, die moglichst ungestért und konzentriert arbeiten wollten,
nicht eingeschrankt werden. Im Ratsreglement sei vermerkt, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier entweder ein GA erster Klasse oder einen entsprechenden
Pauschalbetrag erhalten. Es sei jedem Nationalrat und jeder Nationalratin freigestellt,
diesen Pauschalbetrag zu beziehen und damit ein GA zweiter Klasse zu erstehen. Den
141 Gegenstimmen standen lediglich 31 befurwortende Stimmen gegentber, die mit 28
Stimmen Uberwiegend aus der SVP-Fraktion stammten. Diese Zahl entspricht zwar der
Zustimmung zur Motion Reimann, innerhalb des SVP-Lagers gab es aber einige
Positionswechsel in der Frage. "
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Volksrechte

Um eine Abklrzung der Frist bei der Behandlung einer Volksinitiative zu erzwingen,
wurden im Berichtsjahr gleich funf gleich lautende im Berichtjahr noch nicht
behandelte Motionen eingereicht. (Mo. 12.4123 (de Courten); 12.4157 (Humbel); 12.4164
(Cassis); 12.4207 (Hess); Mo. 12.4277 (Schwaller)). Normalerweise hat der Bundesrat nach
Einreichung einer Initiative ein Jahr Zeit, um eine Botschaft vorzulegen. Er hat zudem
die Moglichkeit, einen direkten oder indirekten Gegenvorschlag zu unterbreiten, womit
sich die Frist fur die Botschaft um sechs Monate verlangert. Von dieser Mdglichkeit
wollte die Regierung fur die Volksinitiative .fur eine o6ffentliche Krankenkasse™
eigentlich Gebrauch machen. Die Motionen verlangten nun aber, dass die Initiative
moglichst rasch und ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung gelangt. Offiziell begriindet
wurde dies mit der Behandlung verschiedener Vorstosse zum
Krankenversicherungswesen. Inoffiziell wollten die blrgerlichen Parteien, von denen
die Vorstdsse stammten, verhindern, dass die von der SP eingereichte Initiative zur
Einheitskrankenkasse den Sozialdemokraten im Wahljahr 2015, wenn die Initiative
aufgrund der verlangerten Frist wahrscheinlich zur Abstimmung gelangen wdrde,
Aufwind verleihen kénnte. Eine Verklrzung der Behandlungsfrist fur Volksinitiativen war
Gegenstand einer parlamentarischen Initiative Graf-Litscher (sp, TG) (11.455). Das
Parlament hat aktuell zweieinhalb Jahre Zeit fur die Behandlung einer Volksinitiative,
wobei sich diese Frist um ein Jahr verléngert, wenn ein direkter oder indirekter
Gegenentwurf angenommen wird und noch einmal um ein Jahr, wenn dieser in die
Differenzbereinigung muss. Graf-Litscher zog ihr Begehren zurlick, nachdem die SPK-N
einstimmig zugesagt hatte, das Geschaft im Rahmen der Revision des
Parlamentsgesetzes zu behandeln. ™

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Die SPK-NR hatte am 7. November 2019 die vom Stadnderat angenommene
Kommissionsmotion behandelt und dabei die Punkte vier bis sechs diskutiert. Die
ersten drei Forderungen der Motion - Lohnschutz, Unionsbirgerrichtlinie und
staatliche Beihilfen - waren durch die Annahme einer gleichlautenden Motion der WAK-
NR (Mo. 19.3420) bereits erflllt worden. Die Kommission beflrwortete die Forderung
nach Sicherstellung direktdemokratischer Partizipationsmdglichkeiten im Falle der
dynamischen Rechtsibernahme und die Forderung nach Klarstellung der
Streitbeilegung. Die Abstimmungen Uber die beiden Punkte fielen mit jeweils 12 zu 11
Stimmen jedoch &dusserst knapp aus. Dies jedoch nicht wegen grosser inhaltlicher
Differenzen, sondern weil einige Kommissionsmitglieder der Meinung waren, dass die
beiden Forderungen bereits im institutionellen Abkommen umgesetzt worden seien.
Ebenjene Minderheit Jauslin (fdp, AG) forderte daher die Ablehnung aller drei Punkte.
Mit 17 zu 3 Stimmen lehnte die Kommission zumindest die dritte Forderung - die
Volksabstimmung Uber die Begrenzungsinitiative vorzuziehen - ab. Die Initiative sei in
der Wintersession desselben Jahres im Stdnderat behandelt worden, demnach kdme es
so oder so erst im Fruhling 2020 zu einer Volksabstimmung, begrindete die
Kommission den Entscheid.

In der Wintersession 2019 beriet der Nationalrat Uber die Zusatzverhandlungen zum
institutionellen Abkommen mit der EU. Die Minderheit um Matthias Jauslin
argumentierte, dass der Inhalt dieser Motion rein demokratisch gesehen nicht Sache
des Parlaments sei. Es liege im Verantwortungsbereich der Exekutive Uber das
Abkommen zu verhandeln, die Vorgaben umzusetzen und diese dann wiederum dem
Parlament zu préasentieren. Auch der anwesende Bundesrat Cassis empfahl dem
Nationalrat, die Motion abzulehnen. Dies tat die grosse Kammer schliesslich auch,
indem sie den Minderheitsantrag mit 130 zu 53 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
Uberraschend deutlich annahm. Die Mitte-Fraktion und jene der Grliinen stimmten fast
geschlossen fir den Mehrheitsantrag, unterlagen jedoch der Uberparteilichen Allianz
der restlichen Fraktionen. ™
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Der Genfer Sozialdemokrat Sommaruga (sp, GE) forderte mittels Motion, dass der
Bundesrat den Atomwaffenverbotsvertrag so schnell wie méglich unterzeichnen und
ratifizieren soll. Im Sommer 2017 hatte die Schweiz zusammen mit 121 weiteren Staaten
an der Generalversammlung der Vereinten Nationen dem Atomwaffenverbot
zugestimmt, woraufhin per September des gleichen Jahres der entsprechende Vertrag
bereit lag und zur Unterzeichnung auflag. Sommaruga konnte sich nicht erklaren, warum
die Schweiz, respektive der Bundesrat, den Vertrag nicht sofort unterzeichnet hatte. In
seiner Stellungnahme zu einem friheren Vorstoss hatte die Regierung sogar zu
Protokoll gegeben, dass «ein Nuklearwaffenverbot grundséatzlich zentralen Interessen
und traditionellen Werten der Schweiz» entspreche. So haben auch die humanitaren
Organisationen IKRK und die IFRC festgehalten, dass es im Interesse aller Staaten sei,
dass Atomwaffen beseitigt und niemals wieder eingesetzt werden.

Der Bundesrat dusserte sich zu dieser Motion zurtickhaltend. Abermals bekraftigte er
zwar die Bedeutung dieses Vertrags und die Kompatibilitdt mit zentralen Interessen der
Schweiz und ihrer humanitaren Tradition. Gleichwohl sei es verfehlt, den Vertrag ohne
vertiefte Beurteilung zu unterzeichnen. Er wolle daher eine interdepartemental
angelegte Analyse Uber das Abkommen und seine Wirkung abwarten, die bis Mitte 2018
vorliegen sollte. Inwiefern die Vertragsziele erreicht werden kénnen, werde aber von
nuklearwaffenbesitzenden Staaten abhédngen, die dem Vertrag nicht beigetreten sind
und es wohl in naherer Zukunft auch nicht tun wurden. Ferner betrachtete die
Landesregierung einige Verpflichtungen der Vertragsstaaten als schlecht verifizierbar
und ausserte zudem Bedenken Uber mogliche abschwachende Effekte des Vertrages
auf bestehende Instrumente.

Als die Motion in der Sommersession 2018 im Nationalrat zur Sprache kam, gab es zwar
keine grossere Debatte - einzige Wortmeldungen kamen vom Motionéar selbst sowie
vom Aussenminister - aber das Verdikt war klar: Mit 100 zu 86 Stimmen wurde die
Forderung unterstrichen und angenommen. Sommaruga gelang es, seine Kolleginnen
und Kollegen zu Gberzeugen. ™

Nationalrat Roland Blichel (svp, SG) versuchte mittels einer Motion im November 2018
den Verzicht auf die Kandidatur fiir den UNO-Sicherheitsrat herbeizufiihren. Die vom
EDA mehrfach gedusserte Absicht eine Mitgliedschaft anzustreben, widerspréche dem
Neutralitéatsprinzip der Schweiz, argumentierte der Motionar. Der Sicherheitsrat
verhénge Sanktionen und militarische Interventionen gegen Staaten, die oftmals
«spezifischen machtpolitischen Mehrheitsverhéltnissen» unterlagen, weshalb die
Schweizer Neutralitéat nicht mehr gewéahrleistet ware.

Der Bundesrat nahm im Februar 2019 Stellung zum Anliegen von Nationalrat Blichel und
erinnerte daran, dass die Mdglichkeit eines Sicherheitsratsmandats bereits in der
Botschaft zur Volksinitiative fur den Beitritt zur UNO nicht ausgeschlossen worden war.
Des weiteren habe der Bericht in Erfillung des Postulats der APK-NR (P0.13.3005) die
Vereinbarkeit eines nichtstdndigen Sicherheitsratsmandats mit der Neutralitat der
Schweiz belegt. Auch andere neutrale Staaten wie Osterreich, Schweden oder Irland
hatten mit ihrer Mitgliedschaft gezeigt, dass die Glaubwurdigkeit der Neutralitat nicht
unter dem Mandat leide. Der Bundesrat hob hervor, dass Frieden und Sicherheit die
Grundlage fur Prosperitat, Wachstum und Entwicklung seien und sich die Schweiz flr
eine auf Rechtsstaatlichkeit beruhende internationale Ordnung einsetzen wolle. Er
beantragte in Folge die Ablehnung der Motion.

In der Nationalratsdebatte wahrend der Frihlingssession 2020 warnte Roland Buichel
erneut vor den Gefahren eines Sicherheitsratsmandats fur die Schweizer Neutralitat.
Einerseits gestalte man als Mitglied des Rats die Weltpolitik in Bezug auf Krieg und
Frieden mit. Andererseits gebe es keine Instanz, welche die Kompatibilitdt der
Entscheidungen mit der UNO-Charta tUberprifen wirde. Bundesrat und EDA-Vorsteher
Cassis bestand darauf, dass eine Kandidatur aus drei Grinden im Interesse der Schweiz
sei. Erstens fordere man damit die aussenpolitischen Interessen der Schweiz. Zweitens
sei die Schweiz als Brickenbauerin nétiger denn je. Drittens intensiviere man mit der
Kandidatur die Standortférderung des internationalen Genfs. Der Nationalrat folgte der
Empfehlung des Bundesrats und lehnte die Motion mit 127 zu 52 Stimmen (bei 12
Enthaltungen) ab; die SVP-Fraktion stimmte geschlossen daftr. ®
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In der Frihjahrssession 2020 beriet der Nationalrat die Motion der SVP, welche den
Riickzug der Schweiz vom UNO-Fliichtlingspakt verlangte. Roger Koéppel (svp, ZH)
beméangelte im Namen der Fraktion, dass die Schweizer Asyltradition seit Jahren «ad
absurdum» gefuhrt werde, weil man Wirtschaftsmigranten zwar den Fllchtlingsstatus
nicht zuerkenne, diesen aber ein Bleiberecht gewahre. Er warf dem Bundesrat zudem
vor, dass dieser die Schweiz dem Druck des eigentlich unverbindlichen Soft Laws der
UNO aussetze und es sich dabei um eine diplomatische Geste handle, mit der sich die
Schweiz den Sitz im UNO-Sicherheitsrat «erschleichen» wolle. Der anwesende
Bundesrat Cassis vermutete danach, dass sich die Kritik Képpels eher gegen den
Migrationspakt richte, da sie auf den Inhalt des Flichtlingspakts nicht zutreffe. Er
betonte auch, dass der Fltchtlingspakt nichts mit Soft Law zu tun habe, sondern auf der
Genfer Fluchtlingskonvention basiere. Der Flichtlingspakt habe die Funktion, die
Staaten an ihre Verantwortung im Rahmen der Fltchtlingskonvention zu erinnern, daher
habe der Bundesrat ihn auch fir unproblematisch befunden. Képpel solle auch den
Begriff «Fluchtlinge» nicht mit «Migranten» verwechseln, da der Rechtsstatus
«Flichtling» aufgrund volkerrechtlicher Konventionen im Asylgesetz geregelt sei und
man sich daher eben im Hard-Law-Bereich der Volkerrechtskonventionen befinde. Der
Nationalrat lehnte die SVP-Motion mit 142 zu 49 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die SVP
stimmte logischerweise fast geschlossen fur die Annahme; mit Ausnahme einer
Enthaltung. ®

In der Fruhjahrssession 2020 beriet der Nationalrat Uber die Motion von Siebenthal
(svp, BE), der eine Senkung des jahrlichen Finanzbeitrages an die UNRWA forderte. Zu
Beginn der Sitzung bemerkte der Motionéar, dass mit der Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2021-2024 und dem Bericht in Erfallung des Postulats Nantermod
(fdp, VS; P0.18.3577) demnéchst zwei Geschéfte im Parlament beraten wiirden, die sich
ebenfalls mit der Beziehung der Schweiz zur UNRWA befassten. Daher kindigte
Nationalrat von Siebenthal an, Bundesrat Cassis einige Fragen zu stellen und danach
seine Motion, in Abhangigkeit der Antworten, eventuell zurlickzuziehen. Diese Fragen
bezogen sich insbesondere auf die CHF 7 Mio., die von Schweizer Seite her in den
Reformprozess der UNRWA flossen. Von Siebenthal wollte von Bundesrat Cassis in
Erfahrung bringen, wie der Bundesrat sicherstelle, dass der Reformprozess
vorangetrieben werde und ob man derartige Gelder an Bedingungen knupfen und
sachgebunden einsetzen kdnne. Bundesrat Cassis anerkannte den Reformbedarf der
UNRWA, wobei er darauf hinwies, dass gewisse Probleme des Hilfswerks auch dem
heiklen politischen Umfeld geschuldet seien. Die Schweiz wolle sich an vorderster Stelle
in diesen Prozess einbringen und daher auf Grundlage der Aussenpolitischen Strategie
2020-2023 eine regionale Strategie fur den Nahen und Mittleren Osten verabschieden,
welche sich unter anderem mit der UNRWA befassen werde. Im Hinblick auf von
Siebenthals Fragen bezifferte Cassis die Ausgaben in der Zahlungsperiode 2017-2020
auf CHF 20 Mio. plus Sonderbeitrége. Die bisherigen Bemihungen im Reformprozess
hétten bescheidene Resultate gebracht, aber man werde mit dem neuen
Generalkommissar der UNRWA nach der Wahl Kontakt aufnehmen, um sich weiterhin
einzubringen. Nationalrat von Siebenthal zog seine Motion im Anschluss an die
Ausflihrungen des Bundesrats zurdick. "

Nach der Fristverlangerung in der Frihjahrssession 2019 wurde in der Herbstsession
2020 eine weitere Verlangerung der Uberwiesenen Motion von Dick Marty (fdp, TI) «Die
UNO untergrabt das Fundament unserer Rechtsordnung» notig. Der Sprecher der
APK-SR, Damian Mdller (fdp, LU), argumentierte, dass die Aufrechterhaltung und die
regelmaéssige parlamentarische Behandlung dem Bundesrat die Moglichkeit er6ffne, das
Parlament Uber neue Entwicklungen bei der Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit der
Anti-Terror-Sanktionen des UNO-Sicherheitsrates zu informieren. Das Hauptanliegen
der Motion Marty sei eigentlich erfullt, da der EGMR in einem Verfahren gegen die
Schweiz entschieden hatte, dass UNO-Sanktionen von einem Schweizer Gericht auf
Willkur gepruft werden mussen. Betroffenen Personen stehe dadurch in der Schweiz
der Rechtsweg offen, um die Willkurlichkeit eines Listeneintrags Gberprifen zu lassen.
Da sich die Schweiz aber weiterhin fur die «Effizienz und die Legitimitat von UNO-
Sanktionen» einsetzen wolle, beispielsweise durch die Stérkung des Rechtsschutzes
aller UNO-Sanktionsregime und der Kompetenzerweiterung der Ombudsperson,
beantragte die APK-SR einstimmig eine erneute Fristverlangerung.

Der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis lobte die bisherigen Errungenschaften der
Schweiz, insbesondere die Einflhrung einer Ombudsperson, die seit 2018 in Schweizer
Hand sei. Da deren Kompetenzen und institutionelle Verankerung bis anhin jedoch
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unzureichend seien, setze sich die Schweiz mit gleichgesinnten Staaten weiterhin fur
die Starkung von Verfahrensgarantien ein. Der Stadnderat verlangerte die
Behandlungsfrist des Geschafts schliesslich um ein weiteres Jahr. Auch der Nationalrat
verlangerte die Behandlungsfrist des Geschéfts, in diesem Fall gar ohne Wortmeldung. ™

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le 15 mars 2018, le Conseil national a, selon la recommandation de la CPE-CN, adopté la
motion "Ouverture d'une ambassade de Suisse en Erythrée. Réseau extérieur au
service des intéréts nationaux"”, telle que modifiée par le Conseil des Etats. Le Conseil
fédéral est donc chargé de renforcer la présence diplomatique de la Suisse en
Erythrée.

A l'origine de la motion, les membres de I'Union démocratique du centre ont
néanmoins tenu a s'assurer que le Conseil fédéral mette tout en ceuvre pour faire
diminuer ce que Maximilian Reimann (udc, AG) a nommé "le flux [des] jeunes réfugiés
économiques d'Erythrée". Une interpellation a laquelle le chef du DFAE Ignazio Cassis a
repondu par l'affirmative, allant jusqu'a envisager une réévaluation de l'aide au
développement destinée au pays de la corne de I'Afrique en cas de non coopération du
régime érythréen. "

Die APK-SR hatte sich bereits in der Herbstsession 2019 mit der Motion
«Aussenpolitische China-Strategie und Stirkung der interdepartementalen
Verwaltungszusammenarbeit>» von Fabian Molina (sp, ZH) befasst. Mit 7 zu 3 Stimmen
hatte sie die Motion zur Annahme empfohlen, um damit den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten.

In der Wintersession gelangte die Motion in den Standerat. Flur Stdnderat Germann (svp,
SH) war die Motion bereits erledigt, denn der Bundesrat habe der Kommission die
Aussenpolitische Strategie flr die Legislaturperiode 2020-2023 in ihren Grundzlgen
bereits vorgestellt. Erfullte Vorstésse - so Germann - sollten aus ordnungspolitischer
Sicht nicht angenommen werden. Dieser Meinung schloss sich auch Thomas Minder
(parteilos, SH) an und auch Damian Mdller (fdp, LU) bezeichnete eine mdgliche Annahme
als «parlamentarischen Leerlauf». Letzterer zeigte sich zudem unzufrieden damit, wie
intransparent die China-Strategie der Schweiz gehandhabt werde, und winschte sich
eine offenere Kommunikation gegenliber der Kommission. Somit bestritt inhaltlich
niemand die Notwendigkeit einer starkeren Koordinierung im Umgang mit China, doch
aus formellen Grinden schien die Motion obsolet. Christian Levrat (sp, FR), der die
Kommissionsmehrheit vertrat, zeigte sich dennoch irritiert Uber die vorherrschende
Meinung im Stéanderat. Nur durch die Ankiindigung einer zukinftigen Strategie sei eine
Motion noch nicht erfillt, denn eine inhaltliche Diskussion habe noch nicht stattfinden
kénnen. Der anwesende Bundesrat Cassis versuchte die Gemuter ein wenig zu
beruhigen, indem er festhielt, dass die Motion sowieso kaum Einfluss auf das bereits
bestehende Vorhaben einer neuen China-Strategie haben werde. Die inhaltliche
Diskussion solle man danach in den Kommissionen fluhren. Der Antrag der
Kommissionsminderheit setzte sich schliesslich mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch, damit wurde die Motion abgelehnt. %

Gute Dienste

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits fiir die
humanitare Hilfe in Hohe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekdmpfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite kénnten zudem an
notleidende européische Lander vergeben werden, beispielsweise zur Bekampfung der
prekaren Lage in den Fluchtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusatzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darlber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beitréagen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 1756 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. fur den "Catastrophe Containment and
Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
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diesen Massnahmen bereits erflllte, beantragte er die Annahme derselbigen.

In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat Gber die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher fir deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindédmmung des Coronavirus Entwicklungslander vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen wuirden. Eine
Kommissionsminderheit Gruter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das regulare Budget fur die humanitére Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch stéarker flir die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets daflr verwenden solle. Bundesrat Cassis
beflrwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Halfte der erwdhnten CHF 175 Mio.
kompensiert werden miussten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. *

In der Sommersession 2020 kam die Motion der APK-NR zum Nachtragskredit fiir die
humanitare Hilfe in den Stdnderat. Die APK-NR hatte vom Bundesrat fir das Jahr 2020
eine Aufstockung der Kredite fur humanitére Hilfe um CHF 100 Mio. verlangt, um
substanzielle Beitrage an IKRK, UNO und IFRC und deren Covid-Hilfsprogramme leisten
zu koénnen. Die APK-SR empfehle die Motion mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme, gab
Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher der Kommission bekannt. Sommaruga erinnerte
daran, dass insbesondere afrikanische Staaten mit schwacher Gesundheitsinfrastruktur
und fragiler Wirtschaft besonders hart vom Coronavirus getroffen worden seien. Die
Aufrufe der internationalen Organisationen zeigten, dass enorme zuséatzliche
Anstrengungen nétig seien, um die Folgen der Pandemie in diesen Staaten bewaéltigen
zu kénnen. Zwar habe das Parlament im Nachtrag Ila bereits CHF 307 Mio. fur die
Entwicklungshilfe freigegeben, die Motion sei aber aus drei Grinden weiterhin relevant.
Erstens sei sie ein Signal an die Bevolkerung, dass sich die Schweiz an den weltweiten
humanitaren Anstrengungen beteiligen musse. Zweitens unterstutze man damit den
Bundesrat in seinem multilateralen, humanitaren Engagement im Rahmen der Covid-19-
Krise. Und drittens signalisiere man damit, dass das EDA bis Ende Jahr Gesuche um
zusétzliche Mittel einreichen kénne, solange die Grenze von CHF 100 Mio. eingehalten
werde. Eine Minderheit Chiesa (svp, TI) empfahl die Motion zur Ablehnung, unter
anderem weil der Bundesrat in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-
2024 eine weitere Erhdhung der Ausgaben flr die humanitare Hilfe auf CHF 536 Mio.
vorsehe. Gemass Chiesa habe der Ausbau der finanziellen Unterstitzung zugunsten
multilateraler Organisationen «System» und musse bekampft werden. Zudem sei die
Covid-bedingte Notlage in der Schweiz so gross, dass man in erster Linie die
«Schwachsten im eigenen Land» schitzen musse. Bundesrat Cassis wies die Mitglieder
des Standerats darauf hin, dass die vorliegende Motion alle vier Prioritaten der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 tangiere: Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Mit den bewilligten Nachtragskrediten werde man
die humanitéren Appelle des IKRK, des IFRC, der UNO sowie einen dritten Appell der G-
20-Lénder unterstutzen. Laufende DEZA-Programme wuirden zudem gezielt auf die
Bewaéltigung der Pandemie ausgerichtet werden. Die Halfte der geforderten CHF 100
Mio. wirden aus dem reguldren Haushalt finanziert, fir die zusatzlichen Mittel nutze
man auch die Covid-bedingten Kreditreste. Gemass Cassis erfllle der Bundesrat das
Anliegen der Motion mit diesen Massnahmen bereits, weshalb er sie zur Annahme
empfehle. Die kleine Kammer stimmte mit 25 zu 12 Stimmen flir die Annahme der
Motion und folgte damit dem Beispiel des Nationalrats. ??
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MOTION
DATUM: 12.03.2020
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 03.12.2020
AMANDO AMMANN

Entwicklungspolitik

In der Frihjahrssession 2020 befasste sich der Nationalrat mit der Motion Fried! (sp,
SG), welche den Ausbau der Entwicklungszusammenarbeit fiir einen nachhaltigen
Goldabbau verlangte. Die Motionérin betonte, dass der Schweiz als Standort von 40
Prozent der weltweiten Raffineriekapazitdten fur Gold eine grosse Verantwortung
zukomme. Zwar habe man im Bereich der handwerklichen Minen, von denen rund 20
Prozent des Goldes stammen, bereits Massnahmen ergriffen, doch es bestehe noch
«viel Luft nach oben». So profitierten durch die «Better Gold Initiative» des SECOs nur
gerade 7'000 Personen von einer verantwortungsvollen Goldproduktion mit freiwilligen
Nachhaltigkeitsstandards. Im bundesréatlichen Bericht Uber «Goldhandel und Verletzung
der Menschenrechte» aus dem Jahr 2018 sei vorgesehen, dass man die Schweizer
Programme eingebettet in die Entwicklungszusammenarbeit der DEZA in Westafrika
ausweite. Nationalratin Friedl forderte nachdricklich, dass diese Projekte auch initiiert
wlrden und man dartber berichten misse. Bundesrat Cassis empfahl die Motion trotz
Friedls Pladoyer zur Ablehnung. Das EDA lege in Zukunft besonderen Wert auf die
Verbesserung der Lage in Westafrika, wobei dieser Fokus auch in Einklang mit der
Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 stiinde. Nach der Einreichung
der Motion war beschlossen worden, dass die DEZA ihr Engagement in Westafrika
verstarken werde, auch durch die Umsetzung konkreter Projekte. Im Rahmen der
geltenden Verfahren werde sie auch Uber dieses Engagement Bericht erstatten. Der
Nationalrat zeigte sich von der bundesratlichen Erklarung mehrheitlich tGberzeugt und
lehnte die Motion mit 103 zu 87 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die Fraktionen der
burgerlichen Parteien stimmen fast geschlossen gegen den Vorstoss. %

In der Wintersession 2020 beriet der Standerat die Motion der APK-SR, mit der diese
Schweizer Anbietende bei der Umsetzung der Strategie der internationalen
Zusammenarbeit prioritar beriicksichtigen wollte. Bei der Vergabe von Mandaten in der
IZA sollten in Zukunft bei ausreichender Erfahrung und Kompetenz Schweizer
Anbieterinnen und Anbieter bevorzugt werden, forderte die Kommission.
Kommissionssprecher Benedikt Wirth (cvp, SG) argumentierte, dass Schweizer
Anbietende aufgrund des drohenden Reputationsverlusts im Inland ein hdheres
Interesse hatten, Projekte fehlerfrei durchzufiihren. Zudem verflige die DEZA in diesen
Fallen Uber bessere Austauschmoglichkeiten. Die Unterstellung unter das WTO-
Submissionsrecht sei nicht verpflichtend, weshalb die Kommission die derzeigt
geltende einseitige Markt6ffnung der Schweiz hinterfrage. Man musse sich auch
Uberlegen, ob alle Projekte flir eine oOffentliche Ausschreibung geeignet seien,
schliesslich seien Entwicklungsprojekte «nicht eine Bauleistung», meinte Wurth. Dass
die Forderung der Motion nicht der geltenden Rechtslage entsprach, wie der Bundesrat
in seiner Stellungnahme festgehalten hatte, wollte die Kommission nicht auf sich
beruhen lassen. Das B6B kénne im Hinblick auf die nachste IZA-Botschaft revidiert
werden, betonte Wurth. Eine solche Revision ware angesichts der grossen
Beschaffungsvolumen auch nicht unverhaltnismassig, so die Einschatzung des
Kommissionssprechers. Dass die Schweiz als eines von wenigen Landern die IZA den
WTO-Richtlinien unterstellt, sei paradox, da es sich die WTO ja gerade zum Ziel setze
«gleich lange Spiesse unter den Mitgliedslandern zu garantieren». Der anwesende
Aussenminister Cassis wies darauf hin, dass die angesprochenen Mandatsgelder unter
den geltenden Bestimmungen des Beschaffungswesens bereits zu zwei Dritteln an
Schweizer NGOs fléssen. Er betonte, dass der Bundesrat eine erneute Revision des
Beschaffungsrechts ablehne. Das bestehende Wettbewerbsverfahren stelle sicher, dass
die Steuergelder effizient und wirksam eingesetzt wilrden. Die Argumente von
Standerat Wirth schienen bei den Ratsmitgliedern jedoch besser zu verfangen, nahmen
sie die Motion doch mit 24 zu 12 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. *
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MOTION
DATUM: 03.12.2019
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN

Aussenwirtschaftspolitik

Die SIK-NR verlangte vom Bundesrat durch die Motion «Unternehmen brauchen
Rechtssicherheit. Die Schweiz braucht Sicherheit», dass dieser der Verwaltung die
Uber das Séldnerwesen hinausgehende Interpretation des BPS verbieten solle. Der Stein
des Anstosses stellte dabei eine durch das EDA vorgenommene Anzeige der Pilatus
Flugzeugwerke AG bei der Bundesanwaltschaft dar. Laut EDA, habe die Pilatus AG durch
ihre Tatigkeit in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten gegen das BPS
verstossen, da auslandische Kriegsparteien beliefert und logistisch unterstutzt wurden.
Die Motion forderte nun, dass die Erbringung von Dienstleistungen an exportierten
Gutern zumindest so lang erlaubt sein solle, bis im umstrittenen Pilatus-Fall ein
Entscheid getroffen oder eine Anpassung des BPS beraten wurde. Die Kommission
kritisierte vor allem, dass das EDA samtliche Sicherheitsdienstleistungen von Schweizer
Firmen im Ausland prufe und bewillige, selbst wenn diese ein Bestandteil des
eigentlichen Produkts seien und das SECO deren Export unter dem Guterkontrollgesetz
bereits genehmigt habe. Am Beispiel der Pilatus AG zeige sich zudem, dass das EDA
keine Unterscheidung zwischen dem Kriegsmaterialgesetz und dem Guterkontrollgesetz
mache und Schweizer Firmen dadurch an Wettbewerbsfahigkeit und Kredibilitat
einblssen wirden.

Der Bundesrat bestatigte Handlungsbedarf hinsichtlich dieser
Gesetzesuberschneidungen, verwies jedoch auf die seit Februar 2019 bestehende
interdepartementelle Arbeitsgruppe (IDAG), welche sich dem Problem widme. Deren
Arbeit solle als Grundlage fir zukilnftige Entscheide dienen, zudem habe er bereits das
Postulat Schilliger (fdp, LU; Po. 19.4297) zur Annahme empfohlen, erklérte der
Bundesrat. Aus diesen Griinden beantragte er die Ablehnung der Motion.

In der Wintersession 2019 befasste sich der Nationalrat mit der Motion, wobei die
Sprecherin der Sicherheitskommission, Nationalratin Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU),
die Kritik am EDA wiederholte, wonach dieses das BPS anders auslege, als es das
Parlament 2013 vorgesehen habe. Fur die SIK-NR seien die Arbeit der IDAG und das
Postulat Schilliger nicht weitreichend genug, da diese keine Gesetzesanderung mit sich
brachten. Daher beantragte die Kommissionsmehrheit die Annahme der Motion. Eine
Komissionsminderheit Seiler Graf (sp, ZH) empfahl die Motion zur Ablehnung, da das
Parlament andernfalls in das laufende Pilatus-Gerichtsverfahren eingreifen wurde und
dies die Gewaltenteilung gefahrde. Abschliessend ausserte sich auch der zustadndige
Bundesrat Ignazio Cassis zur BPS-Pilatus-Thematik und betonte, dass das BPS sich nicht
ausschliesslich  auf das  Séldnertum  beziehe, sondern explizit private
Sicherheitsdienstleistungen in den Geltungsbereich des Gesetzes aufgenommen
worden seien. Er forderte die Ablehnung der Kommissionsmotion, denn die
Nichtanwendung eines Gesetzes aufgrund einer Motion und die Umgehung der Ublichen
gesetzgeberischen Verfahren sei «aus rechtsstaatlichen Grinden keine Option». Der
Nationalrat nahm die Motion dennoch mit 106 zu 87 Stimmen an. ?

In der Sommersession 2020 behandelte der Standerat die Motion der SiK-NR mit dem
Titel «Unternehmen brauchen Rechtssicherheit. Die Schweiz braucht Sicherheit>,
welche vom Nationalrat angenommen worden war. Josef Dittli (fdp, UR), der Sprecher
der SIK-SR, verwies auf die paradoxe Rechtslage unter dem jetzigen «Séldnergesetz»,
wonach das SECO die Ausfuhr des Trainingsflugzeugs PC-21 in Staaten wie Saudi-
Arabien zwar bewillige, das EDA in der Folge aber den technischen Support vor Ort
untersage. Die Kommission zeigte sich grundsatzlich mit den ergriffenen Massnahmen
des Bundesrats zufrieden. Einerseits habe er das EDA und das WBF aufgefordert eine
Harmonisierung der Auslegung und des Geltungsbereichs vorzunehmen. Andererseits
beabsichtige er die Verordnung Uuber die im Ausland erbrachten privaten
Sicherheitsdienstleistungen bis im August 2020 anzupassen und bis Jahresende einen
Vorschlag zur Anderung des BPS vorzulegen. Die Kommission sei gemass Dittli zudem
der Ansicht, dass das Parlament nicht fur den Vollzug oder die Interpretation eines
Gesetzes zustandig sei und die Motion daher die Rechtsstaatlichkeit in Frage stelle.
Angesichts der bereits angenommenen Motion der SIK-SR (M0.19.4376) und der Motion
Wicki (fdp, NW; Mo0.19.3991), welche die Losung der dargelegten Probleme forderten,
empfahl die Kommission die Ablehnung der vorliegenden Motion der
Schwesterkommission.  Bundesrat Cassis betonte, dass der Bundesrat im
Zusammenhang mit dem Bericht in Erflllung des Postulats Schilliger (fdp, LU;
P0.19.4297) drei Auftrdge formuliert habe und damit die wichtigsten Schritte zur
Umsetzung der beiden angenommenen Motionen eingeleitet worden seien. Der
Standerat lehnte die Motion der SIK-NR in der Folge stillschweigend ab. %
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MOTION
DATUM: 04.06.2019
MARCO ACKERMANN

MOTION
DATUM: 05.12.2019
MARCO ACKERMANN

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Der Nationalrat nahm in der Sommersession 2019 eine Motion der Thurgauer
Nationalratin Edith Graf-Litscher (sp, TG) mit 114 gegen 77 Stimmen an. Die
Sozialdemokratin forderte im Vorstoss, die gesetzlichen Grundlagen dergestalt zu
prazisieren, dass fur die Strombranche ein verpflichtender Grundschutz gegeniiber
Gefahren wie Cyberangriffen oder Naturgewalten festgelegt wird. Sie begriindete ihr
Anliegen mit der essenziellen Bedeutung einer stabilen Stromversorgung fur das
Wohlergehen der Bevolkerung und fir die Volkswirtschaft im Allgemeinen. Ein
Cyberangriff auf die Strombranche sowie ein grossflachiger Versorgungsunterbruch
hatten milliardenschwere Schéaden fur die Wirtschaft zur Folge. Der Bundesrat hatte im
Vorfeld erklart, er unterstitze zwar die Stossrichtung der Motion, hatte aber vergebens
versucht, eine Mehrheit der grossen Kammer von den bereits laufenden oder
abgeschlossenen Arbeiten (wie beispielsweise den international etablierten Standards
far die Sicherheit von Informations- und Kommunikationstechnik IKT oder den
nationalen Strategien zum Schutz kritischer Infrastrukturen SKI und zum Schutz der
Schweiz vor Cyberrisiken NCS) zu Uberzeugen und eine Ablehnung der Motion zu
erreichen. ¥’

Entgegen dem Nationalrat lehnte der Sténderat in der Wintersession 2019 die Motion
Graf-Litscher (sp, TG) fiur die Schaffung eines gesetzlich verpflichtenden
Grundschutzes fiir kritische Strominfrastrukturen gegeniiber Cyberangriffen und
relevanten Naturgefahren stillschweigend ab. Zuvor hatte die einstimmige UREK-SR wie
auch der Bundesrat dafur pladiert, die Motion abzulehnen. Kommissionssprecher
Martin Schmid (fdp, GR) erklarte in der kleinen Kammer, weder der Bundesrat noch die
standeréatliche Kommission stellten das Ziel der Motionarin infrage, sie sdhen jedoch
den gesetzgeberischen Handlungsbedarf nicht mehr gegeben. So seien beispielsweise
mit der nationalen Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018-2022 oder mit
dem revidierten Energiegesetz, das erst nach Einreichen dieses Vorstosses in Kraft
getreten sei und das einige Anpassungen in den Bereichen Datensicherheit erfahren
habe, bereits ausreichende Massnahmen erarbeitet worden, um den Schutz dieser
wichtigen Infrastrukturen vor Cyberangriffen zu verbessern, erklarte Schmid im
Plenum. %

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

«Nein zur doppelten Strafe fiir Berufsfahrer und Berufsfahrerinnen!» Uberschrieb
Edith Graf-Litscher (sp, TG) ihre Motion vom Juni 2017 und verlangte eine Anpassung
von Strassenverkehrsgesetz und Verkehrszulassungsverordnung, mit dem Ziel, dass die
zustéandigen Behdérden bei Fahrausweisentzligen bei Berufsfahrerinnen und
Berufsfahrern die Sanktionen auf privater und beruflicher Ebene differenzieren
kénnen. Die Motionarin sah Berufsfahrerinnen und -fahrer bei einem Ausweisentzug
doppelt bestraft: Sie fand, das persdnliche Verschulden sei wie im Strafrecht zu
gewichten. In seiner Stellungnahme vom August 2017 hielt der Bundesrat fest, die
Behorden wirden das Verschulden bereits bei der geltenden Regelung bertcksichtigen
und kénnten auch die Dauer eines Ausweisentzuges flr verschiedene
Fahrzeugkategorien differenzieren. Er erachtete deshalb die Forderungen als erfullt
und beantragte eine Ablehnung der Motion. Im Nationalrat, der die Motion im Juni 2019
traktandiert hatte, wurde die Motion aber mit 165 zu 15 Stimmen (bei 10 Enthaltungen)
Uberaus deutlich angenommen. %

Mit seiner Motion «Differenzierter Fiihrerausweisentzug» stiess Nationalrat
Giezendanner (svp, AG) ins selbe Horn wie seine Ratskollegin Edith Graf-Litscher (sp,
TG) mit ihrer Motion. «Wer von Ihnen hat nicht auch schon beim Autofahren einen
Fehler gemachte» fragte der Motionar rhetorisch in den Saal und forderte seine
Ratsmitglieder auf: «Seien Sie bitte menschlich!». Unmenschlich schien es Ulrich
Giezendanner zu sein, dass Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer mit dem Entzug des
Fuhrerausweises quasi ein Berufsverbot erhielten. Es sei deshalb ein differenzierter
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MOTION
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 20.12.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 15.09.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

Ausweisentzug zu schaffen, bei dem das Verschulden der fahrenden Person gewichtet
werden koénne. Bundesratin Sommaruga erwiderte, es sei heute schon maoglich,
Hértefallen gentgend Rechnung zu tragen. Die Bundesratin bat darum, die Motion
abzulehnen. Der Rat nahm das Anliegen jedoch mit 131 zu 58 Stimmen (1 Enthaltung)
an. *

Die Motion Graf-Litscher (sp, TG) fir ein Nein zur doppelten Strafe fiir Berufsfahrer
und Berufsfahrerinnen beziehungsweise fur eine Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes und der Verkehrszulassungsverordnung und fir die
Méglichkeit, Sanktionen gegen Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer starker zu
differenzieren, kam im Dezember vor den Zweitrat. Sie wurde vom Sténderat
gemeinsam mit der inhaltlich sehr &hnlichen Motion Giezendanner (svp, AG; Mo.
17.3590) behandelt. Die KVF-SR hatte ihrem Rat die Annahme der Motion Graf-Litscher
und die Ablehnung der Motion Giezendanner empfohlen. Die Kommissionsmehrheit
lehnte die Motion Giezendanner ab, weil sie keinen Unterschied mache bezuglich der
Schwere einer  Verkehrsregelverletzung,  fir  welche ein  differenzierter
Flhrerausweisentzug zu erwagen sei. Dies gehe eindeutig zu weit, erklarte die
Kommission, man wolle «ausdricklich nicht an den Grundpfeilern von Via sicura»
ritteln. Eine Kommissionsminderheit Wicki (fdp, NW) beantragte hingegen auch die
Annahme der Motion Giezendanner.

Bundesratin Sommaruga schloss sich der Einschatzung der Kommission an und bat den
Rat, sofern er bei Fihrerausweisentztgen starker differenzieren wolle, die Motion Graf-
Litscher anzunehmen und die Motion Giezendanner abzulehnen. Die Ratsmitglieder
folgten dieser Empfehlung knapp: Die Motion Graf-Litscher wurde ohne Gegenstimmen
angenommen und die Motion Giezendanner wurde mit 22 gegen 20 Stimmen (keine
Enthaltungen) abgelehnt. *

Post und Telekommunikation

Mit einer Motion forderte Nationalratin Edith Graf-Litscher (sp, TG) den Bundesrat auf,
die zur Forderung der Forschung zu Mobilfunk und Strahlung notwendigen
Massnahmen zu ergreifen. Der Ausbau der Mobilfunknetze sowie die mdglichen daraus
resultierenden gesundheitlichen Folgen wdirden die Gesellschaft zur Zeit stark
beschéftigen; eine Intensivierung der Forschung sei notwendig. Finanziert werden
kénne die Forschung mit einem Teil der Einnahmen aus der Versteigerung von
Mobilfunkfrequenzen, zudem sei eine Private-Public-Partnership anzustreben.

Der Bundesrat unterstlitzte das Anliegen und beantragte die Annahme der Motion.
Diese kam in der Wintersession 2019 in den Nationalrat, war unbestritten und wurde
diskussionslos angenommen.

Die von der KVF-SR einstimmig zur Annahme empfohlene Motion «Férderung der
Forschung zu Mobilfunk und Strahlung» von Edith Graf-Litscher (sp, TG) wurde im
Standerat in der Herbstsession 2020 stillschweigend angenommen. Die Redner und
Rednerinnen waren allesamt der Ansicht, dass es im allgemeinen Interesse liege, die
Forschung Uber die gesundheitlichen Auswirkungen dieser Mobilfunktechnologie, und
insbesondere Uber 5G, voranzutreiben, zumal mit 6G bereits die nédchste Generation
des Mobilfunkstandards vor der Ture stehe. *°

Sozialpolitik
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MOTION
DATUM: 17.06.2011
SEBASTIEN SCHNYDER

MOTION
DATUM: 12.03.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 16.09.2009
LINDA ROHRER

MOTION
DATUM: 28.09.2010
LUZIUS MEYER

MOTION
DATUM: 30.09.2011
SEBASTIEN SCHNYDER

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Le Conseil national a adopté une motion Graf-Litscher (ps, TG) chargeant le Conseil
fédéral d’examiner des mesures afin d’introduire et d’encourager la cybersanté ainsi
que de proposer les modifications législatives correspondantes. Les mesures doivent
comprendre le financement initial des infrastructures relatives aux technologies de
I'information et de la communication dans les cabinets médicaux, la mise en place
d’incitations pour les médecins de saisir électroniquement les informations relatives
aux patients, I'établissement de régles pour fixer des normes obligatoires et le soutien
aux études visant a trouver des solutions interdisciplinaires. La motionnaire estime que
la cybersanté est une condition a la mise en place du managed care or seuls 20% des
médecins saisissent des données électroniquement. *

Eine bereits 2011 vom Nationalrat angenommene Motion Graf-Litscher (sp, TG) Uber die
Foérderung von E-Health wurde im Marz 2012 vom Sténderat teilweise Uberwiesen. Bis
auf eine Anschubfinanzierung der IKT-Infrastruktur in Arztpraxen wurden die
Finanzierungsbeschlisse gutgeheissen. E-Health ist eine Bedingung fir die mit
Managed-Care angestrebte integrierte Versorgung. Daflr ist aber eine EDV-
Infrastruktur in den Arztpraxen nétig. Die Motion wollte hier Vorschub leisten. Die
Ablehnung des Teilaspektes der Anschubfinanzierung entsprach dem Vorschlag der
Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK) des Stédnderates. Das Plenum
folgte seiner Kommission mit 26 zu 12 Stimmen. *

Medikamente

Eine Motion Graf-Litscher (sp, TG) forderte, dass die finf Methoden der
Komplementarmedizin in der Invalidenversicherung vergiitet werden. Der Bundesrat
lehnte die Motion ab, mit der Begrindung, dass eine Behandlung, die bei Krankheit
nicht zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung gehe, weil ihre
Wirksamkeit nach wissenschaftlichen Methoden nicht nachgewiesen werden konnte,
grundséatzlich auch von der IV nicht Gbernommen werden kénne. Dem folgte auch der
Nationalrat, welcher die Motion mit 99 zu 61 Stimmen ablehnte. %

Uber das Anliegen der Motion der Kommission des Stianderates hinaus ging eine
parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp, TG), welche eine Anderung des
Medizinalberufegesetzes anstrebte und verlangte, dass jeder Schulmediziner Uber
Basiswissen der arztlichen Methoden der Komplementéarmedizin verfiigen musse. Die
Kommission des Nationalrates beantragte mit 10 zu O Stimmen bei 13 Enthaltungen, der
Initiative keine Folge zu geben, hingegen die oben erwahnte Motion der Kommission flr
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerates anzunehmen. Der Nationalrat folgte
diesem Vorschlag mit 155 zu 6 Stimmen. ¥

Sozialversicherungen
Invalidenversicherung (IV)

Le Conseil national a adopté par 115 voix contre 79 une motion Graf-Litscher (ps, TG)
chargeant le Conseil fédéral de réintroduire le remboursement des prestations
médicales issues des médecines complémentaires par I'Al. L'Office fédéral des
assurances sociales (OFAS) avait effectivement retiré ces prestations du catalogue,
toutefois certains cantons avaient continué a rembourser ces prestations et le DFI les
avait réintroduites temporairement. Le groupe UDC et une majorité du groupe PLR se
sont opposés a la motion. Les médecines complémentaires visées sont la médecine
anthroposophique, 'homéopathie classique, la thérapie neurale, la phytothérapie et la
médecine traditionnelle chinoise. *
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MOTION
DATUM: 27.02.2012
FLAVIA CARONI

MOTION
DATUM: 27.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 27.01.2015
SOPHIE GUIGNARD

Der Stéanderat Uberwies eine im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motion Graf-
Litscher (sp, TG) zur Wiedereinfilhrung der Vergiitung der &rztlichen
Komplementarmedizin durch die IV. Der Bundesrat hatte bereits 2011 angeklindigt, das
Kreisschreiben Uber  die medizinischen Eingliederungsmassnahmen der
Invalidenversicherung entsprechend anpassen zu wollen. Damit werden seit dem 1. Marz
2012 Therapien der wichtigsten Methoden der Komplementarmedizin wieder von der
Invalidenversicherung Ubernommen, dies analog zur nach der Annahme des
Verfassungsartikels im Jahr 2009 wieder eingefilhrten Ubernahme durch die
obligatorische Krankenversicherung. **

Krankenversicherung

Die Problematik der schwarzen Listen fir Kinder nahm Angelo Barrile (sp, ZH) in seiner
Motion mit dem Titel «Medizinische Leistungen fiir alle Kinder!» auf. Das KVG solle so
angepasst werden, dass Kinder und minderjahrige Personen Uberall Zugang zu
medizinischen Leistungen haben, auch wenn ihre Eltern betrieben worden sind, weil sie
die Krankenkassenpramien nicht bezahlt haben. Momentan kénnen sie - wie auch die
erwachsenen Versicherten - wegen Betreibungen ihrer Eltern zu offenen
Pramienrechnungen in einigen Kantonen auf einer Liste sdumiger Pramienzahlender
landen, woraufhin sie nur noch Anspruch auf Notfallbehandlungen haben. In seiner
Antwort zur Frage Graf-Litscher (sp, TG; Frage 19.5420) habe der Bundesrat bestatigt,
dass die aktuelle Praxis einzelner Kantone in Konflikt mit der Kinderrechtskonvention
stehe, betonte Barrile.

Der Bundesrat beantragte die Motion zur Annahme, Verena Herzog (svp, TG) bekdmpfte
sie hingegen in der Wintersession 2019, so dass sie erst in der Herbstsession 2020
behandelt wurde. Herzog betonte, dass es bei diesen Listen um Solidaritat gegentber
denjenigen gehe, die ihre Prémien bezahlten, und dass die Listen gleichzeitig als
«Instrument zur Fraherkennung» von Familien diene, die ihre Finanzen nicht im Griff
hatten. So kénne in diesen Fallen - wie im Kanton Thurgau - ein besseres Case-
Management stattfinden. Mit 137 zu 45 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahm der
Nationalrat die Motion gegen den Willen der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion
an. 40

Soziale Gruppen
Kinder- und Jugendpolitik

La CPS-CN a, par le biais de sa porte-parole Edith Graf-Litscher (ps, TG), déposé une
motion pour la mise en place d'une ligne téléphonique pour les parents de jeunes en
voie de radicalisation. Elle espére ainsi détecter précocement les radicalisations et
empécher le départ de jeunes pour le djihad. Cette ligne serait coordonnée au niveau
national. Le Conseil fédéral ayant déja implémenté la task force TETRA au niveau
national et intercantonal estime qu'une hotline nationale est superflue, I'expérience
des pays collaborant avec la Suisse ayant montré que c'est au niveau local que les
interlocuteurs sociaux sont importants pour les jeunes en voie de radicalisation. En
outre, pour les urgences, le numéro national 117 permet de communiquer ses doutes a
la police, qui le cas échéant pourrait agir directement. C'est pour ces raisons que le
Conseil fédéral a suggéré de rejeter la motion. Le Conseil national a suivi son avis a 110
voix contre 70 avec 4 abstentions. Durant la méme semaine, il était possible de lire dans
les colonnes du Temps qu'une telle hotline existait. Elle a été mise en place par le
conseil central islamique suisse (CCIS), dans le but d'aider les professionnels de
|'"éducation de différencier I'extrémisme des pratiques religieuses coutumieres. Le CCIS
distribue depuis mars 2015 des papillons publicitaires pour sa ligne dans les écoles
alémaniques. Si les autorités ont d0 préciser au public qu'il ne s'agissait pas d'une
initiative officielle, elles n'interdisent cependant pas la ligne téléphonique, toute
organisation religieuse étant en droit de proposer un tel service. *
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MOTION
DATUM: 05.06.2018
MELIKE GOKCE

MOTION
DATUM: 13.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Im Winter 2017 fand der Israelisch-Palastinensische Konflikt auf aussergewéhnliche Art
und Weise seinen Einzug in die parlamentarische Debatte in Bundesbern. Mittels einer
Motion wollte Nationalrat Quadri (lega, TI) den Bundesrat damit beauftragen, den
Austritt der Schweiz aus der Unesco zu beschliessen. Der Motionéar verwies auf diverse
Initiativen, welche von der Sonderorganisation der UNO angestossen worden waren und
mit der Neutralitédt der Schweiz schlichtweg nicht vereinbar seien; sei dies nun die
Resolution «Besetztes Palastina», welche vorsieht, dass Ost-Jerusalem und das Gebiet
der Al-Aksa-Moschee ausschliesslich als arabisch angesehen werden, oder die
Bezeichnung der Patriarchengraber in Hebron als muslimisches Kulturerbe: Die Unesco
versuche lediglich 3000 Jahre Geschichte auszuléschen, indem sie mit ihrem Vorgehen
historische Fakten verleugne. Daher sei der Verbleib der Schweiz in der Unesco unter
diesen Bedingungen nicht mit dem Neutralitdtsgebot vereinbar, weshalb man dem
Beispiel der USA und Israels folgen und aus der Organisation austreten solle.

In seiner Stellungnahme vom Februar 2018 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motion. Der Auftrag der Unesco sei es, durch internationale Zusammenarbeit zu
Frieden und nachhaltiger Entwicklung in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Kultur
und Kommunikation beizutragen, wozu auch der Schutz und die Wahrung des
Welterbes zéhlten. Besonders dort, wo Kulturglter sich in Konfliktzonen befanden,
spiele die Organisation eine bedeutende Rolle in der Dialogprofilierung zwischen den
Konfliktparteien, womit der Schutz des Kulturerbes geférdert werden kénne. Daher
stelle der Bundesrat das Engagement der Schweiz flur die UN-Organisation nicht
infrage.

Der Austritt der USA und die jlungst ihrerseits erfolgte Anerkennung Jerusalems als
Hauptstadt Israels beeintrachtigten geméss dem Bundesrat den zuvor Uber den
Verhandlungsweg erreichten Frieden der Zweistaatenlésung. Die Schweiz habe zur
Kenntnis genommen, dass bezlglich der geweihten Statten in Jerusalem der Status quo
gewahrt werden soll. Schon seit geraumer Zeit unterstutze sie die Entsendung einer
unabhangigen Mission zur faktenbasierten Lagebeurteilung und wie Bundesrat Cassis in
der anschliessenden Nationalratsdebatte im Juni auch anflhrte, anerkenne die
angesprochene Resolution die Bedeutung der Altstadt von Jerusalem und ihrer Mauern
flr séamtliche monotheistischen Religionen. Ebenso wurde bei der Aufnahme der
Altstadt von Hebron in die Welterbeliste darauf verwiesen, dass es sich hierbei um eine
Statte handle, die allen drei Religionen zur Austibung der jeweiligen Riten und Praktiken
frei zugéanglich sei. Mit ihrem Verbleib in der Unesco solle die Schweiz daftr Sorge
tragen, dass diese auch effizient und richtig funktioniert.

Im Nationalrat schienen die bundesratlichen Argumente auf Anklang zu stossen: Die
Motion wurde mit 127 zu 54 Stimmen bei 11 Enthaltungen und ohne weitere
Wortmeldungen abgelehnt. *?

Medien
Radio und Fernsehen

Da das Bundesgericht im Fruhjahr 2015 entschieden hatte, dass die Empfangsgeblhren
nicht mehr der Mehrwertsteuer unterstellt werden dirfen, und das
Bundesverwaltungsgericht rund zwei Jahre spéater die Rickzahlung der zu viel bezahlten
Mehrwertsteuerbetrage angeordnet hatte, reichte die KVF-NR im Sommer 2017 eine
Motion ein, welche ebendiese Riickerstattung der Billag-Mehrwertsteuern
rickwirkend auf funf Jahre forderte. In der nationalratlichen Debatte erklarte Edith
Graf-Litscher (sp, TG) im Namen der KVF-NR, dass man diese Motion eingereicht habe,
damit die GebUhrenzahlenden nicht einzeln die zuviel bezahlten Betrage einklagen
mussten. Da jedoch noch eine Beschwerde des UVEK gegen das Urteil des
Bundesgerichts héngig sei und die Motion Flickiger, welche eine Ruckerstattung
rickwirkend auf zehn Jahre forderte, im Erstrat angenommen worden sei, beantragte
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Medienministerin Leuthard bat den
Nationalrat darum, zuerst das Urteil des Bundesgerichts abzuwarten. Dieser Bitte
folgten jedoch nur 32 Nationalratinnen und Nationalrate vor allem aus der CVP- und
FDP-Fraktion, der Grossteil des Nationalrats entschied sich jedoch mit 126 Stimmen
(bei 7 Enthaltungen) fur die Annahme der Motion. *
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MOTION
DATUM: 04.03.2020
MARLENE GERBER

Medienpolitische Grundfragen

Darlber, dass der im Herbst 2019 geféllte Entscheid zur Erweiterung des Sachbereichs
«Medien» zu «Medien und Medienvielfalt> Sinn mache, waren sich die Blros und
Kommissionen im Grunde einig. Hingegen zeigte sich Uneinigkeit in Bezug auf die Frage,
welche Kommission denn nun flr diesen Sachbereich zusténdig sei. Zu dieser Frage
kam es, da der Bereich «Medienvielfalt» vor der Neuzuteilung in die Kompetenz der
Staatspolitischen Kommission (SPK) fiel, wahrend sich die Kommission fur Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF) Uber viele Jahre mit dem Sachbereich «Medien» (Radio,
Fernsehen und Internet) beschéftigt hatte - konkret seit 17 Jahren, als die KVF-NR 2003
das zu revidierende Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) beriet, wie Edith Graf-Litscher
(sp, TG) fur das Buro ausflihrte. Nach Einbezug aller Fraktionsprasidentinnen und
-prasidenten und der Konsultation der Kommissionen hatten die Biros beider Rate im
September 2019 beschlossen, den fusionierten Sachbereich auf die 51. Legislatur der
Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen zuzuordnen.

Die SPK-NR zeigte sich nicht einverstanden mit dem Entscheid und wollte mit einer
Motion das Biro des Nationalrates beauftragen, den Bereich «Medien und
Medienvielfalt>» der Staatspolitischen Kommission zuzuteilen, da sie die Zuteilung zur
KVF als sachfremd erachtete. In der nationalratlichen Debatte im Fruhjahr 2020 zeigte
sich das Blro-NR Uberrascht, dass die SPK-NR kurz nach dieser Neuregelung bereits
wieder eine Anpassung verlangte, und begrindete die Zuteilung zur KVF mit der
géngigen Praxis: Neben den RTVG-Revisionen (2006, 2014) seien etwa auch die Service-
public-Diskussionen in der KVF diskutiert und die No-Billag-Initiative von dieser
behandelt worden, womit man sich grosses Fachwissen angeeignet habe. Die Vertreter
der SPK-NR und der Sprecher einer unterstitzenden Minderheit des Blro-NR
argumentierten, dass Medienpolitik eine staatspolitische Kernaufgabe sei. Die aktuellen
Entwicklungen in der Medienbranche wirden viele staatspolitisch relevante Fragen in
Zusammenhang mit der 6ffentlichen Meinungsbildung aufwerfen, so etwa, ob es den
Medien mit den ihnen zur Verflugung stehenden Ressourcen auf Dauer noch gelingen
werde, «den politischen Prozess in einem Umfang, in einer Vielfalt und in einer Qualitat
abzubilden, die fur die direkte Demokratie noch auf der Héhe der Zeit sind», wie
Kommissionssprecher Wermuth (sp, AG) ausflhrte. Mit 137 zu 42 Stimmen bei 9
Enthaltungen beschloss der Nationalrat auf Anraten einer Mehrheit des Buro-NR die
Ablehnung der Motion. Unterstlitzende Stimmen fanden sich in allen Fraktionen, in
erster Linie aber bei der SVP-, gefolgt von der SP- und der Mitte-Fraktion. *

1) AB NR, 2020, S. 342 f.

2) ABNR, 2017, 5. 2091f. ; LZ,13.12.17

3) AB NR, 2018, S. 292 f.
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25) AB NR, 2019, S. 2047 ff.

26) AB SR, 2020, S. 490f.; Bericht SiK-SR vom 26.5.2020

27) AB NR, 2019, S. 836 f.

28) AB SR, 2019, 5.1078f.; Bericht UREK-SR vom 10.10.19

29) AB NR, 2019, S. 837

30) AB NR, 2019, S. 840 f.

31) AB SR, 2019, S. 1076 f.

32) AB NR, 2019, S. 2426

33) AB SR, 2020, S. 844 f.

34) BO CN, 2011, p. 1263.

35) AB SR, 2012, S. 175 f.; AB NR, 2011, S. 1263
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